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Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB Teil B)1'2

Ausgabe 2016

s1
Art und Umfang der Le¡stung

(1) Die auszuführende Leistung wird nach Art und Umfang durch den Verlrag beslimmt.
Als Beslandteil des Verlrags gellen auch die Allgemeinen Techn¡schen
Vertragsbed¡ngungen für Bauleistungen (VOB/C).

(2) Bei Widersprùchen ¡m Vertrag gelten nache¡nander:

a) die Leistungsbeschreibung,
b) d¡e Besonderen Vertragsbedingungen.
c) etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen,
d) elwaige Zusätzliche Technische Vertragsbed¡ngungen,
e) die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen fúr Bauleistungen,

0 die Allgemeinen Vertragsbedingungen fùr die Ausführung von Bauleìstungen.
(3) Ànderungen des Bauentwurfs anzuordnen, bleibt dem Auftraggeber vorbehalten.

(4) Nìcht vereinbarle Leìstungen, die zur Ausführung der vertragl¡chen Leistung erfoÊ
derl¡ch werden, hat der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers mit aus-
zuführen, âußer wenn sein Betrieb auf derart¡ge Leistungen nicht e¡ngerichtet ist.
Andere Le¡stungen können dem Auftragnehmer nur mit seiner Zustimmung übertragen
werden

s2
Vergütung

('1) Durch d¡e vereinbarten Pre¡se werden alle Le¡slungen abgegolten, die nach der
Leistungsbeschreibung, den Besonderen Vertragsbed¡ngungen, den Zusälzlichen

, Vertragsbedingungen, den Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen, den
Allgeme¡nen Techn¡schen Verlragsbed¡ngungen für Bauleislungen und der ge-
werblichen Verkehrss¡tte zur vertrâglichen Leistung gehören.

(2) Die Vergütung wird nach den vertragl¡chen Einheitspreisen und den tatsächlich
ausgeführten Leisiungen berechnet, wenn keine andere Berechnungsart (2. B. durch
Pauschalsumme, nach Stundenlohnsälzen, nach Selbstkosten) vereinbart ist.

(3) l.Weicht die ausgeführte lvlenge der unter einem Einheitspreis erfassten Le¡stung
oder Teilleistung um nicht mehr als 10 v. H. von dem im Vertrag vorgesehenen
Umfang ab, so gilt der vertragliche Einheitspre¡s.

2.Für d¡e über 1O v. H. hinausgehende Überschreitung des Mengenansatzes ist auf
Verlangen ein neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder l\4ìnderkosten zu
vereinbaren.

3. Be¡ einer iiber 10 v. H. hinausgehenden Unterschre¡tung des Mengenansatzes ¡st
auf Verlangen der E¡nhe¡tspre¡s für die tatsächlich ausgeführte Menge der Le¡stung
oder Teilleistung zu erhóhen, soweit der Auftragnehmer nicht durch Erhöhung der
N¡engen bei anderen Ordnungszahlen (Positionen) oder ¡n anderer Weise e¡nen
Ausgleich erhält. Die Erhöhung des E¡nheitspre¡ses soll im Wesenll¡chen dem
¡ilehrbetrag entsprechen, der sich durch Verteilung der Baustelleneinr¡chtungs- und
Baustellengeme¡nkosten und der Allgeme¡nen GeschäÍlskosten auf d¡e verringerte
Menge ergibt. Die Umsalzsteuer wird entsprechend dem neuen Pre¡s vergütet.

4. Sind von der unter einem Einhe¡tspreis edassten Le¡stung oder Teilleistung andere
Le¡stungen âbhängig, fùr die eine Pauschalsumme ve-reinbart ist, so kann mìt der
Anderung des Einheitspreises auch eine angemessene Anderung der Pauschalsumme
gefordeÍt werden.

(4) Werden ¡m Vertrag ausbedungene Leistungen des Auftragnehmers vom Auflraggeber
selbst úibernommen (2. B. L¡eferung von Bau-, Bauh¡lfs- und Betriebsstoffen), so gilt,
wenn nìchts anderes vere¡nbart wird. S I Absatz 1 Nummer 2 entsprechend.

(5) Werden durch Änderung des Bauentwurfs oder andere Anordnungen des Auftrag-
gebers die Grundlagen des Pre¡ses für eine im Vertrag vorgesehene Le¡stung geän-
dert, so ist e¡n neuer Preis unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderkosten zu

.' vereinbaren. Dìe Vereinbarung soll vor der Ausführung gelroffen werden.

(6) 1.Wird eine im Vertrag n¡cht vorgesehene Leistung gefordert, so hat der Auftrag-
nehmer Anspruch auf besondere Vergütung. Er muss jedoch den Anspruch dem
Auftrâggeber ankündigen, bevor er m¡t der Ausführung der Lelstung beginnt.

2. D¡e Vergütung bestimmt sich nach den Grundlagen der Pre¡sermittlung für die
vertragliche Le¡stung und den besonderen Kosten der geforderlen Leistung. S¡e ¡st
möglichst vor Beginn der Ausführung zu vereinbaren,

(7) 1.lst als Vergütung der Leistung eine Pauschalsumme vereinbart, so bleibt die
Vergütung unverändert. Weicht jedoch die ausgeführte Leistung von der vertraglich
vorgesehenen Leistung so erheblich ab, dass ein Festhalten an der Pauschalsumme
nìcht zumutbar ist (S 313 BGB), so ist auf' Verlangen e¡n Ausgleich unter
Berúcksicht¡gung der MehÊ odef Minderkosten zu gewähren. Für die Bemessung des
Ausgleichs ist von den Grundlagen der Preìsermittlung auszugehen.

2. Die Regelungen der Absätze 4, 5 und 6 gellen auch bei Vereinbarung eìner
Pauschalsumme.

3. Wenn n¡chts anderes vereinbart ist, gelten die Nummern 1 und 2 auch für Pauschal-
summen, d¡e für -te¡le der Leistung vereinbart sind, Absatz 3 Nummer 4 bleibt
unberüh11.

(8) l.Leistungen, die der Auflragnehmer ohne Auftrâg oder unler e¡genmãchtiger
Abweichung vom Aunrag ausführt. werden n¡cht vergütet. Der Auftragnehmer hat sie
auf Verlangen innerhalb eÌner angemessenen Ff¡sl zu beseÌl¡genl sonst kann es auf
se¡ne Kosten geschehen. Er haftet außerdem für andere Schäden, die dem Auf-
traggeber hieraus enlstehen.

2. Eine Vergütung steht dem ALrftragnehmer jedoch zu, wenn der Auftraggeber solche
Leistungen nachtràglich anerkennt. E¡ne Vergütung sleht ihm auch zu, wenn die
Leistungen für die Erfllllung des Vertrags notwendig waren. den mulmaßlichen Willen
des Auflrâggebers entsprachen und ¡hm unvezügl¡ch angezeigt wurden. Soweit dem
Auflragnehmer eirìe Vergütung zusteht, gellen d¡e Berechnungsgrundlagen für
geänderte oder zusätzl¡che Le¡stungen der Absätze 5 oder 6 entsprechend.

3. Die Vorschrìflen des BGB über d¡e Geschäftsfrìhrung ohne Auftrag (SS 677 ff. BGB)
bleiben unberiihrt.

(9) l.Verlangt der Auftraggeber Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterlêgen, die
der Auftragnehmer nach dem Vertrag, besonders den Techn¡schen Ver-
tragsbedingungen oder der gewerblichen Verkehrssitte, nicht zu beschaffen hal, so hat
er s¡e zu vergüten,

2. Lässt er vom Auftragnehmer nicht aufgestellte techn¡sche Berechnungen durch den
Auftragnehmer nachprüfen, so hat er die Kosten zu tÍagen.

(10) Stundenlohnarbeiten werden nur vergütet, wenn sie als solche vor ihrem Beginn
ausdrücklich vereinbart worden sind ($ 15).

s3
Ausfüh rungsunterlagen

(1) Die für die Ausführung nötigen Unterlagen s¡nd dem Auftragnehmer unentgeltlich und
rechtze¡tig zu übergeben.

(2) Das Abstecken der Hauptachsen der baulichen Anlagen, ebenso der Grenzen des
Geländes, das dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellt wird, und das Schaffen der
notwend¡gen Höhenfestpunkte in unmittelbarer Nähe der baulichen Anlagen sind
Sache des Auftraggebers.

(3) Die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Geländeaufnahmen und Absteckungen
und die übrigen frlr die Ausführung übergebenen Unterlagen s¡nd für den
Auftragnehmer maßgebend, Jedoch hat er sie, soweit es zur ordnungsgemäßen
Vertragserfüllung gehört, auf etwaige Unstimmigkeiten zu überprLìfen und den
Auftraggeber auf entdeckte oder vermutete Mängel hinzuweisen,

(4) Vor Beginn der Arbeiten ¡st, soweit notwendig, der Zustand der Straßen und Ge-
ländeoberfläche, der Vorfluter und Vorflutle¡tungen, ferner der baulichen Anlagen ¡m

Baubereich in e¡ner N¡ederschrift festzuhalten, die vom Auftraggeber und Auf-
hagnehmer anzuerkennen ¡st.

(5) Zeichnungen, Berechnungen, Nachprüfungen von Berechnungen oder andere Un-
terlagen, d¡e d€r Auftragnehmer nach dem Vertrag, þesonders den Techn¡schen
Vertragsbedingungen, oder der gewerbl¡chen Verkehrssitte oder auf besonderes
Verlangen des Auftraggebe¡s (S 2 Absatz 9) zu beschaffen hat, sind dem Aufrraggeber
nach Aufforderung rechtzeit¡g vozulegen.

(6) 1. D¡e in Absatz 5 genannten Unterlagen dürfen ohne Genehmigung ihres Urhebers
nicht verôffentlicht, veruielfält¡gt, geändert oder für e¡nen anderen als den vereinbarten
Zweck benutzt werden.

2. An Dv-Programmen hat der Auftraggeber das Recht zur Nutzung mìt den ver-
einbarten Le¡stungsmerkmalen in unveränderter Form auf den festgelegten Geräten.
Der Auftraggeber darf zum Zwecke der Datens¡cherung zwe¡ Kopien herstellen. Diese
müssen alle ldent¡fìkat¡onsmerkmale enthalten, Der Verble¡b der Kopien ist auf
Verlangen nachzuweìsen.

3. Der Auflragnehmer bleibt unbeschadel des Nutzungsrechts des Aufrraggebers zur
Nutzung der Unterlagen und der DV-Programme berechtigt.

s4
Ausführu ng

(1) 1. Der Auftraggeber hat für die Aufrechterhaltung der allgemeinen Ordnung auf der
Baustelle zu sorgen und das Zusammenwirken der verschiedenen Unternehmer zu
regeln. Er hat dìe erforderl¡chen öffentlich{echtlichen Genehmigungen und Erlaubnisse
- z. B. nach dem Baurecht, dem Straßenverkehrsrecht, dem Wasserrechl, dem
Gewerberecht - herbeizuführen.

2. Der Auftraggeber hat das Recht, dìe verlragsgemäße Ausführung der Leistung zu

übeMachen, Hier¿u hat er Zutritt zu den Arbe¡tsplàlzen, Werkstätten und La-
gerräumen, wo die vertragliche Leistung oder Teile von ¡hr hergestellt oder d¡e hierfür
bestimmlen Stoffe und Bauteile gelagert werden. Auf Verlangen s¡nd lhm die
Werkze¡chnungen oder andere Ausführungsunterlagen sow¡e die Ergebnisse von
Gûteprüfungen zur E¡ns¡cht vozulegen und dìe erforderlichen Auskünfte zu erte¡len,
wenn hierdurch keine Geschäftsgeheimnisse preisgegeben werden. Als
Geschäftsgehe¡mnis beze¡chnete Auskünfte und Unterlagen hat er vertraul¡ch zu

behandeln.

3. Der Aufrraggeber ¡st befugt. unter Wahrung der dem Auftragnehmer zustehenden
Le¡tung (Absatz 2) Anordnungen zu treffen, d¡e zur vertragsgemäßen Ausführung der
Leistung notwendig s¡nd. D¡e Anordnungen sind grundsätzlich nur dem Auftragnehmer
oder se¡nem für die Leitung der Ausführung bestellten Vertreter zu erte¡len, außer
wenn Gefahr im Vezug ìst. Dem Auflraggeber ist mitzuteilen, wer jewe¡ls als Verlreter
des Auftragnehmers für die Leitung der Austührung bestellt ist.

4. Hàlt der Auftragnehmer d¡e Anordnungen des Auftraggebers für unberechtigt oder
unzweckmäß¡g, so hat eÍ seine Bedenken geltend zu machen, d¡e Anordnungen
jedoch auf Verlangen auszuführen, wenn n¡cht geselzliche oder behördl¡che
Best¡mmungen entgegenstehen. Wenn dadurch eine ungerechtfert¡gte Erschwerung
verursachl w¡rd, hat der Auflraggeber d¡e Mehrkosten zu tragen.

(2) 1. Der Auflragnehmer hal die Leislung unter eigener Verântwortung nach dem Vertrag
auszuführen. Dabei hat er die anerkannlen Regeln der Techn¡k und die gesetzlichen
und behördl¡chen Bestimmungen zu beachten. Es ¡st se¡ne Sache, die Ausführung
se¡ner vertragl¡chen Leislung zu ìe¡ten und frir Ordnung auf se¡ner Arbe¡tsstelle zu
sorgen.

2. Er ist für d¡e Erfüllung der gesetzlichen, behòrdl¡chen und berufsgenossen-
schaftlichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein verantwortl¡ch. Ês
¡sl ausschlìeßl¡ch se¡ne Aufgabe, die Vereinbarungen und Maßnahmen zu treffen, die
sein Verhällnis zu den Arbe¡tnehmern regeln.

(3) Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen d¡e vorgesehene Art der Ausführung (auch

wegen der Sicherung gegen Unfallgefâhren), gegen die Gtite der vom Auftraggeber
gelieferten Stoffe oder Bauteile oder gegen d¡e Leislungen anderer l-.lnternehmer, so
hat er sie dem Auflraggeber unverzüglìch - möglichst schon vor Beginn der Arbeiten -

schr¡ftlich mitzuteilen; der Auflraggeber bleibt jedoch ftlr seine Angaben, Anordnungen
oder Lieferungen verantwortl¡ch,
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(4) Der Auftrâggeber hât, wenn nichts anderes vereinbarl ist, dem Auftragnehmer
unentgeltl¡ch zur Benutzung oder Mìtbenutzung zu überlassen:

1.die notwendigen Lager- und Arbe¡tsplàtze auf der Baustelle,

2.vorhandene Zufahrtswege und Anschlussgle¡se,

3.vorhandene Anschlüsse für Wasser und Energie. Die Koslen für den Verbrauch und
den ¡/esser oder Zähler tràgt der Auftragnehmer, mehrere Auftrâgnehmer tragen sie
anteilig.

(5) Der Auftragnehmer hat d¡e von ihm ausgeführten Leìstungen und d¡e ihm für die
Ausführung übergebenen Gegenstánde b¡s zur Abnahme vor Beschàdigung und
D¡ebstahl zu schülzen. Auf Verlangen des Auflraggebers hat er sie vor W¡nlerschäden
und Grundwasser zu schûtzen, ferneÍ Schnee und Eis zu beseitigen. Obl¡egt ihm die
Verpflichtung nach Satz 2 nicht schon nach dem Venrag, so regelt s¡ch dÌe Vergütung
nachS2Absatz6.

(6) Slotre oder Bauteile, d¡e dem Vertrag oder den Proben nicht entsprechen, s¡nd auf
Anordnung des Auftraggebers innerhalb einer von ihm bestimmten Frist von der
Baustelle zu entfernen. Geschìeht es nichl, so können sie auf Kosten des Auftrag-
nehmers entfernl oder für seine Ræhnung veràußert werden.

(7) Leislungen, die schon während der Ausführung als mangelhalt oder vertragsw¡dr¡g
erkannt werden, hat der AuÍÌragnehmer auf eigene Koslen durch mangelfreie zu er-
setzen. Hat der Auftragnehmer den Mangel oder die Vertragswidr¡gke¡l zu vertreten, so
hat er auch den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen, Kommt der Auf-
tragnehmer der PflÌcht zur Bese¡t¡gung des ¡/angels nicht nach, so kann ihm der
Auftraggeber eine angemessene Frist zur Beseit¡gung des Mangels selzen und er-
klären, dass er ihm nach fruchtlosem Ablauf der Fr¡st den Vertrag kündigen werde (S I
Absatz 3).

(8) 1. Der Auftragnehmer hat die Le¡stung im eigenen Betr¡eb auszuführen. M¡t schr¡ftl¡cher
Zust¡mmung des Auftraggebers darf er sìe an Nachunternehmer übertragen. D¡e
Zust¡mmung isl nicht notwendig bei Le¡stungen, auf d¡e der Betr¡eb des
Auftragnehmers nicht einger¡chtet ist. Erbringt der Auftragnehmer ohne schriftliche
Zustìmmung des Auftraggebers Leistungen nicht im eigenen Betr¡eb, obwohl sein
Belr¡eb darauf e¡nger¡chlet ist, kann der Auftraggeber ¡hm eine angemessene Fr¡st zuÍ
Aufnahme der Leistung ¡m e¡genen Betrieb setzen und erklären. dass er ¡hm nach
fruchtlosem Ablauf der Frisl den Vertrag kündìgen werde (S I Absatz 3).

' 2,Dq Auftragnehmer hat bei der We¡tervergabe von Bauleistungen an Nachun-
ternehmer d¡e Vergabe- und Vertragsordnung für Baule¡slungen Teile B und C zu-
grunde zu legen.

3, Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber d¡e Nachunternehmer und deren
Nachunternehmer ohne Aufforderung spätestens bis zum Leistungsbeginn des
Nachunternehmers m¡t Namen, geselzl¡chen Vertretern und Kontaktdaten bekannt zu

geben. Auf Verlangen des Auflraggebers hat der Auftragnehmer für seine
Nachunternehmer Erklärungen und Nachweise zur Eignung vorzulegen.

(9) Werden beì Ausführung der Leistung auf einem Grundstijck Gegenstände von
Altertums-, Kunst- oder w¡ssenschaftlichem Wert entdeckt, so hat der Auftragnehmer
vor jedem weiteren Aufdecken oder Ändern dem Auftraggeber den Fund anzuze¡gen
und ihm d¡e Gegenstände nach náherer Weisung abzul¡efern. Die Vergütung elwaiger
Mehrkoslen regell sich nach S 2 Absatz 6. Dìe Rechte des Entdeckeß (S 984 BGB) hat
der Auftraggeber.

(10) Der Zustand von Teìlen der Le¡stung ¡st auf Verlangen gemeinsam von Auftraggeber
und Auflragnehmer festzustellen. wenn diese Teile der Le¡stung durch d¡e we¡tere
Ausfijhrung der Prüfung und Feststellung entzogen werden. Dâs Ergebn¡s ist schriftlich
n¡edezulegen.

ss
Ausfúh ru ngsfristen

(1) Die Ausführung ¡sl nach den verbindlichen Fr¡sten (Vertragsfr¡sten) zu beginnen,
angemessen zu fördern und zu vollenden. ln einem Bauzeitenplan enthaltene Ein-
zelfr¡sten gelten nur dann als Vertragsfr¡sten, wenn dies im Vertrag ausdrücklich
vere¡nbart ist.

(2) lst für den Beg¡nn der Ausführung ke¡ne Frist vere¡nbarl, so hat der Auflraggeber dem
Auftragnehmer auf Verlangen Auskunfi über den voraussichtlichen Beg¡nn zu erieilen.
Der Auflragnehmer hat innerhalb von 12 Werktagen nach Aufforderung zu beginnen.
Der Beg¡nn der Ausführung ist dem Auftraggeber anzuzeigen.

(3) Wenn Arbeitskräfte, Geräte, Gerüste, Stoffe oder Bauteìle so unzureichend sind, dass
die Ausführungsfr¡sten offenbar n¡cht eingehalten werden können, muss der
Auftrâgnehmer auf Verlangen unvezùgl¡ch Abhilfe schaffen.

(4) Verzögert der Auftragnehmer den Beginn der Ausführung, geräl er m¡t der Vollendung
in Vezug, oder kommt er der in Absatz 3 eMähnten Verpflichtung nicht nach, so kann
der Auftraggeber beì Aufrechterhaltung des Verlrages Schadensersatz nach S 6
Absatz 6 verlangen oder dem Auflragnehmer eine angemessene Fr¡st zur Vertragser-
fùllung setzen und erklären, dass er ¡hm nach fruchllosem Ablauf der Fr¡st den Verlrag
künd¡gen werde (S I Absatz 3).

s6
Behinderung und Unterbrechung der Ausführung

(1) Glaubt s¡ch der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Le¡stung
behinderl, so hat er es dem Auftraggeber unverzüglich schriftl¡ch anzuzeigen. Un-
terlässt er d¡e Anzeige, so hat er nur dann Anspruch auf Berücks¡chtigung der hin-
dernden Umstände, wenn dem Auftraggeber offenkundig die Tatsache und deren
hindernde Wirkung bekannt waren.

(2) 1. Ausführungsfr¡sten weÍden verlängert, soweit die Behinderung verursacht ¡sl:

a) durch einen Umstand aus dem Risikobere¡ch des Auftraggebers,

b)durch Streik oder eine von der Berufsverlretung der Arbeitgeber angeordnete
Aussperrung ¡m Betr¡eb des Auftragnehmers oder ¡n einem unmitlelbar für ¡hn

arbeitenden Betrieb.

c) durch höhere Gewalt oder andere für den Auftragnehmet unabwendbare Umstände.

2.Witterungseinflùsse w¿ihrend der Ausfilhrungsze¡1, mit denen bei Abgabe des
Angebols noilnaleNeise gerechnet werden musste, gelten nicht als Behinderung.

(3) Der Auftragnehmer hat alles zu tun, was ihm b¡lligeMeise zugemutet werden kann, um
d¡e Weiterführung der Arbeiten zu ermöglichen. Sobald die hindernden Umstände
wegfâllen, hat er ohne weiteres und unveui¡glich die Arbeiten w¡eder aufzunehmen
und den Auftraggeber davon zu benachrichtigen.

(4) Die Fristverlängerung w¡rd berechnet nach det Dauer der Behinderung mit einem
Zuschlag fijr die Wiederaufnahme der Arbeìten und die etwaige Verschiebung in eine
ungünstigere Jahreszeil.

(5) Wird die Ausführung für voraussichtl¡ch làngere Dauer unterbrochen, ohne dass die
Leistung dauernd unmöglich w¡rd, so sind die ausgefl¡hrten Leistungen nach den
Verlragspreisen abzLrrechnen und außerdem die Kosten zu vergiìten, d¡e dem
Auftragnehmer bereils enlslanden und in den Vertragspreisen des n¡cht ausgefr:ihrlen
Teils der Leistung enthallen sind.

(6) Sind die h¡ndernden Umstände von eìnem Vertragste¡l zu verlreten, so hat der andere
Te¡l Anspruch auf Ersalz des nachweislich entstandenen Schadens, des entgangenen
Gewinns aber nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. lm Übrigen bleibt der
Anspruch des Auttragnehmers auf angemessene Entschädigung nach S 642 BGB
unberrìhrt, sofern die Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt oder wenn Offenkundigke¡l
nach Absatz 1 Satz 2 gegeben lst.

(7) Dauert eine Unterbrechung länger âls 3 Monate, so kann jeder Teil nach Ablauf d¡eser
Zeil den Vertrag schrÌftlich künd¡gen. Die Abrechnung regelt sich nach den Absätzen 5
und ôi wenn der Auftragnehmer die Unterbrechung nicht zu vertreten hat, sind auch
die Kosten der Baustellenräumung zu vergüten, soweit sie nicht ¡n der Vergütung für
d¡e bere¡ts ausgefùhrten Leislungen enlhalten sind

s7
Verteilung der Gefahr

(1) Wird die ganz oder le¡lweise ausgeführte Leistung vor der Abnahme durch höhere
Gewalt, Krieg, Aufruhr oder andere objektiv unabwendbare vom Auflragnehmer n¡cht
zu vertretende Umstände beschädigt oder zerstörl, so hal dieser für die ausgeführten
Te¡le der Le¡stung d¡e Ansprüche nach S 6 Absatz 5; für andere Schâden besteht keine
gegense¡t¡ge Ersatzpfl ichl,

(2') Zr der ganz oder teilwe¡se ausgeführten Le¡stung gehören alle m¡t der baul¡chen
Anlage unmittelbar verbundenen, ¡n ihre Substanz eìngegangenen Lelstungen, un-
abhäng¡g von deren Fertigstellungsgrad.

(3) Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Leistung gehóren nicht die næh nicht
eingebauten Stoffe und Baute¡le sow¡e die Baustellene¡nrichtung und Absteckungen.
Zu der ganz oder teilweise ausgeführten Le¡stung gehören ebenfalls nicht
Hilfskonstruktionen und Gerüste, auch wenn diese als Besondere Leistung oder selbst-
stànd¡g vergeben s¡nd.

s8
Künd¡gung durch den Auftraggeber

(1) 1.Der Auftraggeber kann b¡s zur Vollendung der Leìstung jederzeit den Vertrâg
künd¡gen,

2. Dem Auftragnehmer stehl die vereinbarte Vergtitung zu, Er muss sich jedoch
anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrags an Kosten ersparl oder
durch andeNe¡t¡ge VeMendung seiner Arbeitskraft und seìnes Betriebs eM¡rbt oder
zu eMerben bóswillig unterlässt (S 649 BGB).

(2) 1.Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn der Auftragnehmer seine
Zahlungen einstellt. von ihm oder zuläss¡geMeise vom Auftraggeber oder einem
anderen Glâubiger das lnsolvenzverfahren (SS 14 und 15 lnso) beziehungsweise e¡n

vergìeichbares gesetzliches Verfahren beantragt ist, e¡n solches Verfahren eröffnet
wird oder dessen Eröffnung mangels Masse abgelehnt w¡rd.

2, Die ausgefùhrten Leistungen sind nach S 6 Absatz 5 abzurechnen. Der Auflraggeber
kann Schadenseßatz wegen N¡chterfüllung des Restes vedangen,

(3) 'l . Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen, wenn ¡n den Fällen des S 4 Absätze 7
und I Nummer 1 und des S 5 Absatz 4 d¡e gesetzte Fr¡st fruchtlos abgelaufen ist. D¡e
Kiind¡gung kann auf einen in s¡ch abgeschlossenen Teil der vertragl¡chen Le¡stung
beschränkt werden.

2. Nach der Kündigung ¡st derAuftraggeber berecht¡gt, den noch nicht vollendeten Teìl
der Leistung zu Lasten des Auflragnehmers durch eìnen Dr¡tten ausftihren zu lassen.
doch bleiben seine Ansprüche auf Ersatz des etwa entstehenden we¡teren Schadens
bestehen, Er ist auch berecht¡gt, auf d¡e weltere AusfÙhrung zu verzichten und
Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn die Ausfi]hrung aus den

Gründen, d¡e zur Kündigung geführt haben, für ¡hn kein lnteresse mehr hat.

3. Für die We¡terführung der Arbeiten kann der Auflraggeber Geräte, Gerüste, auf der
Baustelle vorhandene andere Einrichtungen und angel¡eferle Stoffe und Bauteile
gegen angemessene Vergütung ¡n Anspruch nehmen.

4. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer eine Aufstellung ùber dìe entstandenen
Mehrkosten und úber seìne anderen Ansprüche spàtestens b¡nnen 1 2 Werktâgen nach
Abrechnung mit dem Dr¡tten zuzusenden.

(4) Der Auftraggeber kann den Vertrag kündigen,

1. wenn der Auflragnehmer aus Anlass der Vergabe eine Abrede getroffen hatte, die
e¡ne unzulässige Wettbewerbsbeschränkung

darstellt. Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 und Nummer 2 bis 4 gilt entsprechend.

2. sofern dieser im Anwendungsbereich des 4. Te¡ls des GWB geschlossen wutde,

a)wenn der Auftragnehmer wegen e¡nes zwingenden Ausschlussgrundes zum
Ze¡tpunkt des Zuschlags nicht hàtte beauftragt werden dürfen. Absatz 3 Nummer 1

Sâtz 2 und Nummer 2 bis 4 g¡lt entsprechend.

b) bei wesentl¡cher Änderung des Vertrages oder bei Feststellung einer schweren
Verletzung der Vertràge ùber die Europä¡sche Un¡on und d¡e Arbe¡tsweise der

Europà¡schen Union durch den Europä¡schen Ger¡chtshof. D¡e ausgeftihrlen
Leistungen sind nach S 6 Absatz 5 abzurechnen. Etwaige
Schadensersatzansprüche der Parteien bleiben unberûhrt.

Dìe Kündigung ¡st ¡nnerhalb von '12 Werktagen nach Bekanntwerden des

Künd¡gungsgrundes auszusprechen.

(5) Sofern der Auftragnehmer die Le¡stung, ungeachtet des Anwendungsbereichs des 4.

Te¡ls des GWB, ganz oder le¡lwe¡se an Nachunternehmer weiteruergeben hat, steht
auch ¡hm das Kùndigungsrechl gemäß Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe b zu, wenn der
ihn als Auflragnehmer verpflichtende Vertrag (Hauptauftrag) gemäß Absatz 4 Nummer
2 Buchstabe b gekündigt wurde. Entsprechendes gilt für ieden Aufrraggeber der
Nâchunternehmerkette, sofern sein jewe¡liger Aufrraggeber den Vertrag gemäß Satz 1

gekündigt hat.

(6) Die Künd¡gung ist schrìftlich zu erklären.

(7) Der Auflragnehmer kann Aufmaß urìd Abnahme der von ihm ausgeführten Leistungen
alsbald nach der Kùndigung verlangen; er hat unveÍzr:¡glich eine prüft¡are Rechnung
ùber die ausgeführten Leislungen vozulegen.

(B) Eine wegen Verzugs veMirkte, nach Zeìt bemessene Vertragsstrafe kann nur fù¡r d¡e
Zeit bis zum Tag der Kündigung des Vertrags gefordert werden.

ss
Kündigung durch den Auftragnehmer

(1) Der Auftragnehmer kann den Vertrag kündigen:

a) wenn der Auftraggeber eine ihm obliegende Handlung unterlässt und dadurch den

Auftragnehmer außerstande setzt, die Leistung auszufûhren (Annahmeverzug nach

ss 2e3 ff. BGB),
b)wenn der Auftraggeber eine fällige Zahlung nicht leislet oder sonsl ¡n Schuld-

nerueuug gerä1.

(2) Die KündÌgung ist schriftlich zu erklâren. Sie ¡st ersl zulässig, wenn der Auftragnehmer
dem Auftraggeber ohne Erfolg eine angemessene Frist zur VertragserfÚllung gesetzt
und erklärt hat, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frisl den Vertrag kiindigen werde.



(3) Die bisher¡gen Le¡stungen sind nach den Vertragspreisen abzurechnen. Außerdem hat
der Auftragnehmer Anspruch auf angemessene Êntschädigung nach S 642 BGBi
etwa¡ge weitergehende Ansprüche des Auflragnehmers bleiben unberührt.
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Haftung der Vertragsparte¡en
Die Vertragsparteien hâfren einânder fúr e¡genes Verschulden sowie für dâs Ver-
schulden ¡hrer gesetzlichen Vertreter und der Personen, deren sie s¡ch zur Erfüllung
¡hrer Verbindlichke¡ten bed¡enen (SS 276, 278 BGB).

l.Entstehl einem Dr¡tten ¡m Zusammenhang mit der Leistung ein Schaden, fùr den
aufgrund gesetzl¡cher Haftpfl¡chtbestimmungen beide Vertragsparteien haften, so
gelten für den Ausgleich zw¡schen den Verlragsparte¡en die allgemeinen gesetzlichen
Bestimmungen, soweit ¡m Einzelfall nichts anderes vere¡nbart ist. Sowe¡t der Schaden
des Dr¡tten nur die Folge e¡ner l/aßnahme ¡st, die der Auftraggeber in dieser Form
angeordnet hat. trägt er den Schaden alle¡n, wenn ¡hn der Auftragnehmer auf die m¡t
der angeordneten Ausführung verbundene Gefahr nach g 4 Absatz 3 hingew¡esen hat.

2. Der Auftragnehmer trägt den Schaden alle¡n, sowe¡t er ¡hn durch Versicherung
se¡ner gesetzl¡chen Haftpfl¡cht gedeckt hat oder durch eine solche zu tar¡fmäß¡gen,
nicht auf außergewöhnl¡che Verhältnisse abgestellte Prãm¡en und Präm¡enzuschläge
bei einem im lnland zum Geschäftsbetr¡eb zugelassenen Versicherer hätte decken
können,

lst der Auftragnehmer eínem Dritten nach den SS 823 ff. BGB zu Schadensersalz
verpfl¡chlel wegen unbefugten Betretens oder Beschäd¡gung angrenzender Grund-
stücke, wegen Entnahme oder Aufìagerung von Boden oder anderen Gegenstànden
außerhalb der vom Auftraggeber dazu angew¡esenen Flächen oder wegen der Folgen
eigenmâchtiger Versperrung von Wegen oder Wasserläufen, so trägt er ¡m Verhältnis
zum Auftraggeber den Schaden allein.

FLlr die Verletzung gewerbl¡cher Schulzrechte hâftet im Verhältn¡s der Vertragsparteien
zue¡nander der Auftragnehmer allein, wenn er selbst das geschützte Vefahren oder
d¡e Verwendung geschützter Gegenstânde angeboten oder wenn der Auflraggeber die
Verwendung vorgeschrieben und auf das Schutzrechl h¡ngew¡esen hat,

lst eine Verlragsparte¡ gegenùber der anderen nach den Absätzen 2, 3 oder 4 von der
Ausgleichspflicht befreit, so g¡lt diese Befreiung auch zugunslen ¡hrer gesetzl¡chen
Vertreter und Erfüllungsgehilfen, wenn sie nicht vorsätzl¡ch oder grob fahrlässig
gehandelt haben.

Soweit e¡ne Verlragspartei von dem Dritten fûr einen Schaden in Anspruch genommen
wird, den nach den Absàtzen 2, 3 oder 4 die andere Vertragsparteì zu tragen hal, kann
sie verlangen, dass ¡hre Vertragspartei sie von der Verbindlichkeit gegeni¡ber dem
Dritten befre¡t. Sie darf den Anspruch des Dr¡tten nìcht anerkennen oder befr¡ed¡gen,
ohne der anderen Vertragspartei vorher Gelegenheit zur Ãußerung gegeben zu haben.
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Vertragsstrafe
Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die SS 339 b¡s 345 BGB.

lst d¡e Vertragsstrafe fùr den Fall vereinbad, dass der Auftragnehmer nicht ¡n der
vorgesehenen FrÌst erfüllt, so wìrd sie fällig, wenn der Auftragnehmer in Vezug gerät,

lst d¡e Vertragsstrafe nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktagei isl s¡e nach
Wochen bemessen, so w¡rd jeder Werktag angefangener Wochen als 1/6 Woche
gerechnet.

Hat der Auftraggeber d¡e Leistung abgenommen, so kann er die Strafe nur verlangen,
wenn er dies be¡ der Abnahme vorbehalten hat.

$ 12

Abnahme
Verlangt der Auftragnehmer nach der Fertigstellung - gegebenenfalls auch vor Ablauf
der veÍeinbarten Ausfilhrungsfr¡st - d¡e Abnahme der Leistung, so hat s¡e der
Auftraggeber bìnnen 12 Werktagen durchzuführen; eine andere Frist kann vereinbart
werden

Auf Verlangen sind ¡n sich âbgeschlossene Teile der Leistung besonders abzunehmen.

Wegen wesentlicher ¡/ängel kann die Abnahme bis zur Beseit¡gung veNeìgert
werden,

Bauteile oder d¡e Beschaffenheit der Vorle¡stung eines anderen Untemehmers, haftet
der Auftragnehmer, es sei denn, er hal die ihm nach S 4 Absatz 3 obl¡egende
¡,4itteilung gemacht.

1,lst für Mângelansprüche ke¡ne Verjährungsfr¡st im Vertrag vere¡nbart, so beträgt sie
für Bauwerke 4 Jahre, für andere Werke, deren Efolg ¡n der Herstellung, Wartung oder
Veränderung einer Sache bestehl, und für d¡e vom Feuer berührten Teile von
Feuerungsanlagen 2 Jahre, Abweichend von Salz 1 betr¿igt d¡e Verjährungsfrist für
feuerberührte und abgasdämmende Te¡le von ¡nduslriellen Feuerungsanlagen 1 Jahr.

2. lst für Teile von maschinellen und elektrotechnischen/elektronischen Anlagen, bei
denen die Wartung Einfluss auf Sicherheit und Funktionsfähigkeit hat, nichts anderes
vereinbart, beträgt für diese Anìagenteile die Verjährungsfrist für Mängelansprl¡che
abweichend von NummeÍ 1 zwei Jahre, wenn der Auftraggeber sich dafür entschieden
hat. dem Auftragnehmer die Wartung für d¡e Dauer der Verjährungsfrist nicht zu
übertragen: dies gill auch, wenn fúr we¡lere Le¡stungen eìne andere VerjährungsÍrist
vere¡nbart ist.

3. Die Frist beginnt m¡t der Abnahme der gesamten Leistungt nur für in s¡ch abge-
schlossene Te¡le der Leistung beg¡nnt s¡e mit der Teilabnahme (S 1 2 Absatz 2).

1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alie während der Verjährungskist hervortretenden
l\¡ängel, die auf vertragswidrige Leistung zurückzuführen sind, auf seine Kosten zu
beseit¡gen, wenn es der Auftraggeber vor Ablauf der Frist schriftl¡ch verlangt. Der
Anspruch auf Bese¡tigung der gerügten ¡ilängel verjährt in 2 Jahren, geræhnet vom
Zugang des schr¡ftl¡chen Verlangens an, jedoch nicht vor Ablauf der Regelfristen nach
Absatz 4 oder der an ¡hrer Stelle vere¡nbarten Fr¡st. Nach Abnahme der
MângelbeseitÌgungsleistung beg¡nnt für d¡ese Le¡stung e¡ne Verjährungsfr¡st von 2

Jahren neu, d¡e jedoch nicht vor Ablauf der Regelfrislen nach Absatz 4 oder der an
¡hrer Stelle vereinbarten Fr¡st endet.

2. Kommt der Auftragnehmer der Aufforderung zur Mängelbeseitigung ¡n einer vom
Auftraggeber gesetzten angemessenen Fr¡st nìcht nach, so kann der Auftraggeber d¡e

Mängel auf Kosten des Auttragnehmers b6eitigen lassen,

lsl d¡e Beseitigung des Mângels für den Auftraggeber unzumutbar oder ist sie un-
möglich oder würde s¡e e¡nen unverhältn¡smáß¡g hohen Auñiland erfordern und wird
s¡e deshalb vom Auftragnehmer veMeigert, so kann der Aufiraggeber durch Erklärung
gegenüber dem Auftragnehmer dìe Vergütung m¡ndern (S 638 BGB).

1 Der Auftragnehmer haftet be¡ schuldhaft verursachten l\4ångeln ftir Schäden aus der
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundhe¡t.
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3. lm Übr¡gen ist dem Auflraggeber der Schaden an der baulichen Anlage zu ersetzen,
zu deren Herstellung, lnstandhaltung oder Anderung die Leistung dient, wenn ein
wesentlicher Mangel vorl¡egt, der die Gebrauchsfähigkeit erhebl¡ch beeinträchtigt und
auf eìn Verschulden des Auftragnehmers zurückzufùhren ìst. Eìnen darüber
h¡nausgehenden Schaden hat der Auflragnehmer nur dann zu erselzen,

a)wenn der Mangel auf einem Verstoß gegen die anerkannten Regeln der Technik
beruht,

b)wenn der Mangel ¡n dem Fehlen einer vertraglìch vereinbarten Beschatfenheit
besteht oder

c) sowe¡t der Auftragnehmer den Schaden durch Versicherung se¡ner gesetzlichen
Hêftpflicht gedeckt hat oder durch eine solche zu tarifmäßigen, nicht auf au-
ßergewöhnl¡che Verhältnisse abges(ellte Pråmìen und Präm¡enzuschläge bei einem
im lnland zum Geschäftsbetr¡eb zugelassenen Vers¡cherer hätte dæken können.

4. Abweichend von Absatz 4 gelten die gesetzlichen VerjährungsfÍ¡sten, soweit s¡ch
der Auftragnehmer nach Nummer 3 durch Versicherung geschützt hat oder håtte
schützen können oder soweit e¡n besonderer Vers¡cherungsschutz vereinbê11 ist,

5. Eine Einschrànkung oder ENeiterung der Hanung kann in begründeten Son-
derfällen vereinbart werden.
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Abrechnung

Der Aunragnehmer hat seine Leistungen prüfbar abzurechnen. Er hat d¡e Rechnungen
übersichtlich auftustellen und dabei die Re¡henfolge der Posten e¡nzuhalten und die ¡n

den Vertragsbestandte¡len enthaltenen Bezeichnungen zu veMenden. Die zum
Nachweis von Art und Umfang dêr Leistung erforderl¡chen Mengenberechnungen,
Ze¡chnungen und andere Belege sind beizufügen. Ànderungen und Ergänzungen des
Vertrags s¡nd in der Rechnung besonders kenntlich zu macheni sie sind aufVerlangen
getrennt abzurechnen.

Die für d¡e Abrechnung notwendigen Feststellungen sind dem Fortgang der Leistung
entsprechend möglichst gemeinsam vozunehmen. Die Abrechnungsbestimmungen in
den Techn¡schen Vertragsbedìngungen und den anderen Vertragsunterlagen s¡nd zu
beachten. Für Le¡stungen. die beì Weìterführung der Arbeiten nur schwer feslstellbar
s¡nd, hat der Auftragnehmer rechtzeitig gemeinsame Feststellungen zu beantragen.

D¡e Schlussræhnung muss tle¡ Le¡stungen mit e¡ner vertraglichen Ausführungsfrist von
höchstens 3 Monaten spátestens 12 Werktage nach Fertigstellung eingereicht werden,
wenn nichts anderes vere¡nbart ¡st; diese Frist w¡rd um je 6 Werktage fÜr je we¡tere 3
Monate Ausfùhrungsfrist verlän gert.

Reicht der Auftragnehmer e¡ne prüfbare Rechnung nÌcht e¡n, obwohl ihm der Aut
lraggeber dafür eine angemessene Frist gesetzt hat, so kann sie der AufÌraggeber
selbst aul Kosten des Auflragnehmers aufstellen.
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Stu n den loh narbeiten
1.Stundenlohnarbeiten werden nach den vertraglichen Vereinbârungen abgerechnet.

2, Sowe¡t für die Vergütung ke¡ne Vereinbarungen getroffen worden sind, gilt die
ortsübliche Vergùtung. lsl diese n¡cht zu erm¡tteln, so werden die Aufüendungen des
Auftragnehmers frìr Lohn- und Gehaltskosten der Baustelle, Lohn- und Ge-
haltsnebenkosten der Baustelle, Stoffkosten der Baustelle, Kosten der E¡nrichtungen,
Geräte, Maschìnen und maschinellen Anlagen der Bauslelle, Fracht-, Fuhr- und
Ladekosten, Soz¡alkassenbeiträge und Sonderkosten, die bei wirtschaftlicher
Betr¡ebsfLìhrung entstehen, mit angemessenen Zuschlägen fùr Gemeinkosten und
Gewinn (einschließlich allgemeinem Unternehmerwagnis) zuzüglÌch Umsalzsteuer
vergütet.

Verlangt der Auftraggeber, dass die Stundenlohnarbe¡len durch e¡nen Polier oder e¡ne
andere Aufs¡chtspeßon beaufsichtigt werden, oder ist die Aufsicht nach den
e¡nschläg¡gen Unfallverhütungsvorschriften notwend¡9, so g¡lt Absatz 1 entsprechend.

Dem Auftraggeber ist die Ausfr:¡hrung von Slundenlohnarbeilen vor Beg¡nn anzuzeigen.
Uber die gele¡steten Arbeitsstunden und den dabei erforderlichen, besonders zu
vergütenden Aufwand für den Verbrauch von Stoffen, fúr Vorhaltung von
E¡nrichtungen. Geräten, Maschinen und masch¡nellen Anlagen, für Frachten, Fuhr- und
Ladele¡stungen sow¡e etwaige Sonderkosten sind. wenn nichts anderes vereìnbad isl,
je nach der Verkehrssitte werkläglich oder wöchentlich Listen (Stundenlohnzettel)
einzure¡chen. Der Auflrâggeber hat die von ihm bescheinigten Stundenlohnzettel
unverzüglich, spätestens jedoch ¡nnerhalb von 6 Werktagen nach Zugang,
zurückzugeben. Dabei kann er Einwendungen auf den Stundenlohnzelteln odêr

(1)

(4t

(5)

(1)

(2)

(3)

(6)

(7\

(4)

(5)

(6)

(1)

(2)

(3)

(4)

(1)

(2)

(3)

(4) 1. E¡ne fórmliche Abnahme hat stattzufnden, wenn eine Vertragsparteì es verlangl.
Jede Parte¡ kann auf ihre Kosten einen Sachverständigen zuziehen. Der Befund ist in
gemeinsamer Verhandlung schr¡ftlich n¡edezulegen. ln d¡e Niederschr¡ft sind etwaige
Vorbehalte wegen bekannter lvlängel und wegen Vertragsstrafen aufzunehmen,
ebenso etwaige Einwendungen des Auflragnehmers. Jede Partei erhàlt e¡ne
Ausfedigung.

2. Die fórmliche Abnahme kann in Abwesenheit des Auftragnehmers stattfìnden, wenn
der Term¡n vere¡nbart war oder der Auffraggeber mit genrigender Frist dazu eingeladen
hatte. Das Ergebnis der Abnahme ist dem Auftragnehmer alsbald mitzuteilen,

(5) 1. Wird keine Abnahme verlangt, so g¡lt die Le¡stung als abgenommen mit Ablauf von
12 Werktagen nach schriftlicher M¡tteilung über die Fert¡gstellung der Leistung.

2. Wird keine Abnahme verlangt und hat der Auftraggeber die Leistung oder einen Teil
der Leistung ¡n Benulzung genommen, so gilt die Abnahme nach Ablauf von 6
Werktagen nâch Beginn der Benutzung als erfolgt, wenn nichts anderes vereinbart ìst.
D¡e Benutzung von Te¡len einer baulichen Anlage zur Weiterführung der Arbe¡ten g¡lt
nicht als Abnahme.

3. Vorbehalle wegen bekannter Mängel oder wegen Vertragsstrafen hat der Auf-
traggeber spätestens zu den ìn den Absätzen 1 und 2 beze¡chneten Ze¡lpunkten
geltend zu machen.

(6) Mit der Abnahme geht d¡e Gefahr auf den Auftraggeber über, sowe¡t er sie n¡chl schon
nach S 7 trägt.

s 13

Mängelansprüche
(1) Der Auftragnehmer hat dem Auflraggeber se¡ne Le¡stung zum Ze¡tpunkt der Abnahme

frei von Sachmängeln zu verschaffen, Die Leistung ist zur Zeit der Abnahme fre¡ von
Sachmängeln, wenn s¡e d¡e vereinbarte Beschaffenheit hât und den anerkannten
Regeln der Technik entspr¡cht. lst die Beschaffenheìt nicht vereinbarl, so ¡st die
Leislung zur Zeil derAbnahme fre¡ von Sachmángeln,

1.wenn s¡e sich für die nach dem Veflrag vorausgesetzte, sorìst

2.für die gewôhnliche VeNendung eignet und e¡ne Beschaffenheit aufweìst, die be¡
Werken der gleichen Art üblich ist und d¡e der Auflraggeber nach der Art der LeÌstung
eMaTten kann.

(2) Bei Leistungen nach Probe gellen die Eigenschaften der Probe als vereinbarte Be-
schaffenhe¡t, sowe¡t n¡cht Abweichungen nach der Verkehrssitte als bedeutungslos
anzLrsehen sind. Dies gilt aL¡clì fr:¡r Proben, die ersl nâch Vertrâgsabschluss als solche
anerkannt sind.

(3) Ist ein Mangel zurúckzuflìhren auf die Le¡stungsbeschreibung oder aufAnordnurìgen
des Auftraggebers, auf die von diesem gelieferlen oder vorgeschr¡ebenen Stoffe oder

(2\

(3)

(4)

(1)

(2\

(3)



gesondert schriftlich erheben. Nicht fristgemäß zurückgegebene Stundenlohnzettel
gelten als anerkannt.

(4) Stundenlohnrechnungen sind alsbald nach Abschluss der Stundenlohnarbeiten,
längstens jedoch ¡n Abständen von 4 Wæhen, einzureichen. Für d¡e Zahlung gill S 16.

(5) Wenn Stundenlohnarbe¡ten zwâr vereinbart waren. über den Umfang der Stunden-
lohnleistungen aber mangels rechtzeitiger Vorlage der Stundenlohnzettel Zweifel
bestehen, so kann der Aufiraggeber verlangen, dass für d¡e nachwe¡sbar ausgeführten
Leistungen eìne Vergùtung vereinbart wird, die nach Maßgabe von Atrsatz 1 Nummer
2 fûr einen w¡dschaftlich verlretbaren Aufwand an Arbeitsze¡t und Verbrauch von
Stoffen, für Vorhaltung von E¡nr¡chtungen, Gerälen, Maschinen und masch¡nellen
Anlagen, für Frachten, Fuhr'und Ladeleistungen sowie etwa¡ge Sonderkoslen ermittelt
wird.
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Zahlung

(1) 1. Abschlagszahlungen sind auf Antrag in móglìchst kuzen Zeitat¡ständen oder zu den
vereinbarten Zeìtpunkten zu gewáhren, und zwar in Höhe des Werles der jileils
nachgew¡esenen vertragsgemâßen Leistungen einschließl¡ch des ausgewiesenen,
darauf entfallenden Umsatzsteuerbetrages. Die Leistungen sind durch eine prüfbare
Aufstellung nachzuwe¡sen, die eine rasche und s¡chere Beurteilung der Leistungen
ermöglichen muss. Als Leistungen gelten hierbei auch d¡e für d¡e geforderte Leistung
eigens ângefertìgten und bereÌtgestellten Baute¡le sowie die auf der Baustelle
angelieferten Stoffe und Bauteile, wenn dem Auftraggeber nach seiner Wahl das
Eigentum an ihnen überlragen ist oder entsprechende Sicherheit gegeben w¡rd.

2. Gegenforderungen können e¡nbehalten werden, Andere Einbehalte sind nur in den
¡m Vertrag und ¡n den gesetzlichen Best¡mmungen vorgesehenen Fällen zulässig.

3. Ansprüche auf Abschlagszahlungen werden binnen 21 Tagen nach Zugang der
Aufstellung fàllig.

4, Die Abschlagszahlungen sind ohne Einlluss auf die Haftung des Auftragnehmers;
sie gelten nicht als Abnahme von Te¡len der Leistung.

(2) l.Vorauszahlungen können auch nâch Vertragsabschluss vere¡nbart werden; hierfür
ist auf Verlangen des Auflraggebers ausreichende Sicherheit zu leisten. Diese
Vorauszahlungen sind, sofern nichts anderes vereìnbart wird, m¡t 3 v. H. über dem
Bas¡szinssatz des S 247 BGB zu vezinsen,
2. Vorauszahlungen s¡nd auf dìe nächst fälligen Zahlungen anzurechnen, soweit damit
Leishrngen abzugelten sind, für welche die Vorauszahlungen gewährl worden sind.

(3) 1. Der Anspruch auf Schlusszahlung wird alsbald nach Prüfung und Feststellung fâll¡g,
spätestens innerhalb von 30 Tagen nach Zugang der Schlussrechnung. Die Frist
verlängert sich auf höchstens 60 Tage, wenn sie aufgrund der besonderen Natur oder
Merkmale der Vereinbarung sachl¡ch gerechtfert¡gt ist und ausdrückl¡ch vereinbart
wurde. Werden Einwendungen gegen die Prùfbarkeìt unter Angabe der Gründe n¡cht
b¡s zum Ablauf der jeweiligen Frist erhoben, kann der Auftraggeber sich n¡cht mehr auf
die fehlende Prüfbarke¡t berufen. D¡e Prüfung der Schlussrechnung ¡st nach
Möglichkeit zu beschleun¡gen. Vezögert s¡e sich, so ist das unbestrittene Guthaben
als Abschlagszahlung soforl zu zahlen.

2. D¡e vorbehaltlose Annahme der Schlusszahlung schließt Nachforderungen aus.
wenn der Auftragnehmer über die Schlusszahlung schr¡ftlich unterrichtel und auf die
Ausschlusswirkung hingewiesen wurde.

3. E¡ner Schlusszahlung steht es gleich, wenn der Auftraggeber unter Hinwe¡s auf
geleistete Zahlungen we¡tere Zahlungen endgült¡g und schr¡ftlich ablehnt.

4. Auch früher gestellte, aber unerled¡gte Forderungen werden ausgeschlossen, wenn
sie nicht nochmals vorbehalten werden.

5. E¡n Vorbehalt ¡st ¡nnerhalb von 28 ïagen nach Zugang der Mìtteilung nach den
Nummern 2 und 3 über die Schlusszahlung zu erklären. Er wird hinfällig, wenn nicht
innerhalb von we¡teren 28 Tagen - beg¡nnend am Tag nach Ablauf der in Satz 1

genannten 28 Tage - eine prLifbâre Rechnung über die vorbehaltenen Forderungen
eingereicht oder, wenn das nicht möglich ist, der Vorbehalt e¡ngehend begründet wird.

6. Die Ausschlussfrìsten gelten nìcht für ein Verlangen nach Richt¡gstellung der
Schlussræhnung und -zahlung wegen Aufmaß-, Rechen- und Überlragungsfehlern.

(4) ln sich abgeschlossene Teile der Le¡stung können nach Teilabnahme ohne Rücksicht
auf die Vollendung der übr¡gen Leistungen endgültig festgestellt und bezahlt werden.

(5) 1. Alle Zahlungen sind aufs Äußerste zu beschleunìgen.

2. Nicht vereinbarte Skontoabzüge sind unzulässig.

3. Zahlt der Auftraggeber bei Fàlligkeit nicht, so kann ¡hm der Auftragnehmer eine
angemessene Nachfrist selzen. Zahlt er auch innerhalb der NachfÍist nìchl, so hat der
Auflrâgnehmer vom Ende der Nachfrist an Anspruch auf Zinsen in Hóhe der ¡n S 2BB

Absalz 2 BGB angegebenen Zinssätze. wenn er nicht e¡nen höheren Vezugsschâden
nachweist. Der Auftraggeber kommt jedoch, ohne dass es e¡ner Nachfristsetzung
bedarf, spätestens 30 Tage nach Zugang der Rechnung oder der Aufstellung bei
Abschlagszahlungen in Zahlungsvezug, wenn der Auftragnehmer seine vertraglìchen
und geselzl¡chen Verpfì¡chtungen erfüllt und den fälligen Entgeltbetrag nicht rechtzeìlig
erhalten hat, es se¡ denn, der Auftraggeber ¡st für den Zahlungsvezug nìcht
verantwortlich. Dìe Frist verlängert s¡ch auf höchstens 60 Tage, wenn s¡e aufgrund der
besonderen Natur oder Merkmale der Vere¡nbarung sachl¡ch gerechtfertigt ist und
ausdrücklich vere¡nbart wurde.

4. Der Auftragnehmer darf dìe Arbeiten beì Zahlungsvezug b¡s zur Zahlung einstellen,
sofern eìne dem Auflraggeber zuvor gesetzte angemessene Fr¡st verstrichen ìst.

(ô) Der Auflraggeber ist berechtigt, zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus den Absàlzen
1 bis 5 Zahlungen an Gläubiger des Auftragnehmers zu lelsten. soweit sie an der
Ausführung der vertragl¡chen Leistung des Auflragnehmers aufgrund e¡nes mìt diesem
abgeschlossenen Dienst- oder Werkvertrâgs beteil¡gt sind, wegen zâhlungsvezugs
des Auftragnehmers die Fortsetzung ¡hrer Le¡stung zu Recht veMe¡gern und die
D¡rektzahlung d¡e Fortsetzung der Leistung sicherstellen soll. Der Auttragnehmer isl
verpfìichtet, sich auf Verlangen des Auftraggebers innerhalb einer von d¡esem
gesetzten Frist darüber zu erklären, ob und inw¡eweit er d¡e Forderungen se¡ner
Gläubiger anerkennt; wird dìese Erklärung nicht rechtzeit¡g abgegeben, so gelten die
Voraussetzungen für d¡e Direktzahlung als anerkannt.

s17
S i c h e rhei ts I eistu n g

(1) 1. Wenn S¡cherheitsleistung vereinbarl ist, gelten die SS 232 bis 240 BGB, soweit sich
aus den nachstehenden Besl¡mmungen nichts anderes ergibt.

2. Die Sicherhe¡t dient dazu. die vertragsgemäße Ausführung der Leìstung und d¡e
l\4ängelansprüche s¡chezustellen.

(2) Wenn ¡m Vertrâg nichts ânderes vereinbart ¡st, kann Sicherheit durch Einbehalt oder
H¡nterlegung von Geld oder durch Bùrgschaft eines Kredilinst¡tr¡ts oder Kre-
ditversicherers geleistet werden, sofern das Kredilinst¡lul oder der Kreditversicherer
'f .in der Europàischen Gemeinschâfl oder

2.in einem Staat der Vertragsparte¡en des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum oder

3.¡n einem Staât der Vertragsparte¡en des WTO-Übereinkommens über das öffentliche
Beschaffungswesen

zugelassen ist.

(3) Der Auftragnehmer hat d¡e Wahl unter den veÍschiedenen Arten der Sicherheiti er
kann eine Sicherheit durch e¡ne andere erselzen.

(4) Bei Sìcherhe¡tsleistung durch Bürgschaft ¡st Voraussetzung, dass der Aunraggeber den
Bürgen als tauglich anerkannt hat, Die Bürgschaftserklärung ist schrifllich unler
Verzichl auf die Einrede der Vorausklage abzugeben (S 771 BGB); s¡e darf nicht auf
bestimmte Ze¡t begrenzt und muss nach Vorschrift des Auftraggebers ausgestellt sein.
Der Auftraggeber kann als Sicherhe¡t keine Bürgschaft fordern. die den Bürgen zur
Zahlung auf erstes Anfordern verpfìichtet.

(5) Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den
Betrag bei einem zu vereinbarenden Geldinst¡tut âuf e¡n Sperrkonto einzuzahlen, über
das be¡de nur gemeinsam verfügen können (,,Und-Konto"). Etwaige Z¡nsen stehen dem
Aufiragnehmer zu.

(6) 1.Soll der Auftraggeber vereinbarungsgemäß die Sicherheìt in Teilbeträgen von
se¡nen zahlungen e¡nbehalten, so darf er jeweils d¡e zahlung um höchstens 10 v. H.
küzen, b¡s die vereinbarte Sicherhe¡tssumme erreicht ¡st. Sofern Rechnungen ohne
Umsalzsleuer gem. S 13b USIG gestelll werden, bleibt die Umsatzsteuer beì der
Berechnung des Sicherheitseinbehalts unberücksichtigt. Den jewe¡ls e¡nbehaltenen
Betrag hat er dem Auftragnehmer mitzuteilen und b¡nnen 18 Werktagen nach dieser
l\¡itte¡lung auf ein Sperrkonto bei dem vereinbarten Geldinstitut eÌnzuzahlen.
Gleichzeitig muss er veranlassen, dass dieses Geldinstitut den Auflragnehmer von der
E¡nzahlung des Sicherheitsbetrags benachr¡chtigt. Absatz 5 gilt entsprechend.

2. Bei kleineren oder kurzfrìst¡gen Auflràgen ist es zulässig, dass der Auflrãggeber den
einbehaltenen Sicherheitsbetrag eßt bei der Schlusszahlung auf ein Sperrkonto
einzahlt.

3, Zahll der Auftraggeber den einbehaltenen Betrag n¡chl rechtzeitig e¡n, so kann ¡hm
der Auftragnehmer hierfür eine angemessene Nachfr¡st setzen. Lässt der Auttraggeber
auch diese verstre¡chen, so kann der Auftragnehmer die sofortige Auszahlung des
einbehaltenen Betrags verlangen und brauchl dann keine S¡cherheit mehr zu leisten.

4. Öffentliche Aúflraggeber s¡nd berechtigt, den als Sicherhe¡t einbehaltenen Betrag
auf eigenes VeMahrgeldkonto zu nehment der Betrag w¡rd nicht vezinst.

(7) Der Auftragnehmer hal die Sicherheit binnen '1 I Werktagen nach Vertragsabschluss zu
leisten. wenn n¡chts anderes vereinbart ¡st. Sowe¡t er diese Verpfl¡chtung n¡cht erfrillt
hat, ist der Auftraggeber berechtigt, vom Guthaben des Auftragnehmers e¡nen Betrag
in Hòhe der vereinbarten Sicherheit e¡nzubehalten. lm Übrigen gelten die Absätze 5
und 6 außer Nummer 1 Satz 1 entsprechend.

(8) 1. Der Auftraggeber hat eine nicht verwerlete Sicherheit für die Vertragserfüllung zum
vereinbaÍten Zeitpunkt. spälestens nach Abnahme und Stellung der Sicherheit für
lvlängelansprüche zurückzugeben, es sei denn, dass Ansprüche des Auftraggebers,
die n¡cht von der gestellten Sìcherheit für Mängelansprijche umfasst sind, noch nìcht
erfüllt s¡nd. Dann darf er für diese Vertragserfülìungsansprüche einen entsprechenden
Teil der Sicherhe¡t zurückhalten.

2. Der Auftraggeber hat eìne nicht veMertete Sicherheit für l\¡ängelansprüche nach
Ablauf von 2 Jahren zurückzugeben, sofern kein anderer Rückgabezeitpunkt
vereinbart worden ist. Sowe¡t jedoch zu diesem Zeìtpunkt seine
Ansprüche noch nicht erfüllt sìnd, darf er einen entsprechenden
zurückhalten.

geltend gemachten
Teil der S¡cherheit

s18
Streitigkeiten

(1) Liegen d¡e Voraussetzungen für eine Ger¡chtsstândvereìnbarung nach S 38 Zivil-
prozessordnung vor, richtet sich der Gerichtsstand fi.ir Streitigke¡ten aus dem Vertrag
nach dem Sitz der für die Prozessvertrelung des Auflraggebers zuständigen Stelle,
wenn nichts anderes vereinbart ist. Sie ist dem Auftragnehmer auf Verlângen
mìtzute¡len.

(2) l.Entstehen bei Verträgen mit Behörden Meinungsverschiedenheiten, so soll der
Auftragnehmer zunächst d¡e der auftraggebenden Stelle unmìttelbar vorgeselzte Slelle
anrufen. Diese soll dem Auftragnehmer Gelegenhe¡t zur mündlichen Aussprache
geben und ihn möglichst innerhalb von 2 Monaten nach der Anrufung schriftlÍch
bescheiden und dabei auf die Ræhtsfolgen des Salzes 3 hinweisen. Dìe Entscheidung
g¡lt als ânerkannt, wenn der Auflragnehmer nicht ¡nnerhalb von 3 Monaten nach
E¡ngang des Besche¡des schr¡ftlich E¡nspruch beim Aufrrâggeber erhebt und d¡eser ¡hn

auf die Ausschlussfr¡st hingewiesen hat.

2. l\r1it dem Eingang des schr¡ftlichen Antrages auf Durchführung eines Verfahrens
nach Nummer 1 wird d¡e Verjährung des in diesem Antrag geltend gemachten An-
spruchs gehemmt. Wollen Auftraggeber oder Auftragnehmer das Verfahren n¡cht
we¡ter betreiben, te¡len sie dies dem jeweìls anderen Te¡l schr¡nlich m¡t. Die Hemmung
endet 3 Monate nach Zugang des schrìftl¡chen Besche¡des oder der Mitteilung nach
Satz 2.

(3) Daneben kann ein Verfahren zur Stre¡tbeilegung vereinbart werden. D¡e Vereinbarung
sollte m¡t Vertragsabschluss erfolgen,

(4) Be¡ lileinungsverschiedenheiten über d¡e Eigenschaft von Stoffen und Bauteilen, für
die allgeme¡n gült¡ge Prüfungsverfahren bestehen, und über die Zulàssigkeìt oder
Zuverlässigkeit der bei der Prüfung veMendeten Maschinen oder angewendeten
Prùfungsverfahren kann jede Vertragsparte¡ nach vorherigel Benachr¡chtigung der
anderen Vertragspârte¡ die mater¡altechnische Untersuchung durch e¡ne staatliche
oder staallich anerkannte Mâterialprüfungsstelle vornehmen lassen: deren
Feststellungen sind verbindlich. D¡e Kosten lrägl der unterliegende Teì1.

(5) Streitfàlle berechtìgen den Auftragnehmer nicht, d¡e Arbeiten e¡nzustellen.


